RL Soziale Betreuung Flichtlinge

Richtlinie
des Sachsischen Staatsministeriums
fur Soziales und Verbraucherschutz,
Geschaftsbereich Gleichstellung und Integration,
zur Forderung der sozialen Betreuung von Flichtlingen in kommunalen
Unterbringungseinrichtungen
(RL Soziale Betreuung Fluchtlinge)

Vom 5. Juni 2018

l.
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1. Der Freistaat Sachsen gewahrt nach Malgabe dieser Richtlinie und den allgemeinen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere den §§ 23, 44 und 44a der Sachsischen
Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SachsGVBI. S. 153),
die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 (SachsGVBI. S. 578) geandert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung, sowie den Verwaltungsvorschriften des Sachsischen
Staatsministeriums der Finanzen zur Sachsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005
(SachsABI. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 23. November 2022
(SachsABI. S. 1423) geandert worden sind, zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom
6. Dezember 2021 (SachsABI. SDr. S. S 178), in der jeweils geltenden Fassung, Zuwendungen fur
die soziale Beratung und Betreuung von Fllchtlingen in Unterbringungseinrichtungen der
Landkreise und Kreisfreien Stadte im Freistaat Sachsen.

2. Ziel der Férderung ist, dass Fluchtlinge in Abstimmung mit den Voraussetzungen der
Unterbringung vor Ort eine qualifizierte soziale Beratung und Betreuung erhalten. Die unteren
Unterbringungsbehdrden entscheiden im Zusammenhang mit der Unterbringung Uber Art, Umfang
und Durchfihrung der sozialen Betreuung auslandischer Fllchtlinge.

3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewahrung von Zuwendungen besteht nicht. Die Bewilligungsbehoérde
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemaBen Ermessens im Rahmen der verfligbaren
Haushaltsmittel.

L.
Gegenstand der Forderung

1. Es werden Vorhaben geférdert, die

a) zum Zurechtfinden in der unbekannten neuen Lebenssituation, zur Eigenverantwortlichkeit,
zur Alltagsbewaltigung und Aufnahme von Beschaftigung beitragen,

b) das friedliche Zusammenleben und die gegenseitige Unterstlitzung der Bewohner der
Unterkunft férdern,

c) den Fluchtlingen helfen, Konfliktsituationen zu vermeiden oder zu bewaltigen,

d) zum Kennenlernen und gegenseitigen Verstandnis zwischen Flichtlingen und der
einheimischen Bevdlkerung beitragen,

e) ehrenamtliches soziales Engagement der Bevdlkerung, von Verbanden, der Kirchen und
anderer gemeinwohlorientierter Einrichtungen und Organisationen fordern, sofern die Ziele
dieser Richtlinie verfolgt werden,

f) zur Pflege des Kulturgutes der Fllchtlinge beitragen,

g) Hilfestellungen bei der Unterbringung in einer Wohnung und beim Einleben in eine Wohnung
geben,

h) den Besuch von Kindertageseinrichtungen und Schulen durch Kinder férdern und
unterstitzend begleiten,

i) Uber Mdglichkeiten der freiwilligen Ausreise im jeweiligen Einzelfall aufkldren und diese
fordern.

2. Ausgeschlossen ist die Férderung von Vorhaben
a) zur Verfahrens- oder Rechtsberatung,
b) die den Grundsatzen der freiheitlich demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik
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Deutschland nicht entsprechen,

c) die die korperliche Unversehrtheit oder sonstige wichtige persénliche Rechtsguter Dritter,
insbesondere das allgemeine Persdnlichkeitsrecht und das Eigentum, gefahrden.
3. Die Vorhaben richten sich an Fluchtlinge nach § 5 des Sachsischen Fltchtlingsaufnahmegesetzes
vom 25. Juni 2007 (SachsGVBI. S. 190), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom
14. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 782) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

Il.
Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind die Landkreise und Kreisfreien Stadte als untere Unterbringungsbehdrden
nach § 2 des Sachsischen Fllchtlingsaufnahmegesetzes. Sie kdnnen die Zuwendung als Erstempfanger
nach MaRgabe dieser Richtlinie und nach Nummer 12 der Anlage 3 zur Verwaltungsvorschrift zu § 44
der Sachsischen Haushaltsordnung - Verwaltungsvorschrift fir Zuwendungen des Freistaates Sachsen
an kommunale Kérperschaften (VVK) - an Trager der freien Wohlfahrtspflege oder andere in der Regel
gemeinnutzige juristische Personen des Privatrechts und juristische Personen des 6ffentlichen Rechts
sowie deren Untergliederungen auRerhalb der im Einzelfall vorliegenden
Leistungsaustauschverhaltnisse weiterleiten.

V.
Zuwendungsvoraussetzungen

1. Zuwendungen durch den Freistaat Sachsen werden gewahrt, wenn sich der
Zuwendungsempfanger

a) zur Teilnahme an einer projektbegleitenden Evaluierung bereit erklart,

b) an der Finanzierung der zuwendungsfahigen Ausgaben mit mindestens 10 Prozent beteiligt.
2. Personalausgaben sind grundsatzlich nur zuwendungsfahig far

a) Diplom-Sozialpadagogen und Mitarbeiter mit vergleichbaren Studienabschlissen,

b) Personen mit besonderen Kenntnissen, interkulturellen Fahigkeiten oder praktischen
Erfahrungen, welche flr die soziale Betreuung von Flichtlingen férderlich sind. Die besonderen
Kenntnisse, Fahigkeiten oder Erfahrungen sind durch geeignete schriftliche Bestatigungen
(beispielsweise Zeugnisse, Zertifikate, Arbeitsvertrage) nachzuweisen.

3. Die Zuwendungen durfen nur zur Finanzierung von MaBnahmen zur Betreuung derjenigen
Flichtlinge verwendet werden, die keine anderen 6ffentlich geférderten BetreuungsmalBnahmen
in Anspruch nehmen kdénnen.

4. Die Forderung ist fur Aufwendungen ausgeschlossen, die bereits mit der Kostenpauschale nach
§ 10 und § 10a des Sachsischen Fllchtlingsaufnahmegesetzes abgegolten werden.

5. Ausgaben fur Investitionen werden nicht bezuschusst.

6. Die Forderung nach dieser Richtlinie entfallt, soweit fir die zuwendungsfahigen Ausgaben nach
Ziffer V Nummer 4 anderweitige Mittel des Freistaates Sachsen, des Bundes oder europaischer
Férderprogramme in Anspruch genommen werden.

V.
Art und Umfang, Hohe der Zuwendungen

1. Die Zuwendung wird den Zuwendungsempfangern als Projektférderung im Wege der
Festbetragsfinanzierung gewahrt.

2. Die Zuwendung erfolgt als zweckgebundener, nicht rlickzahlbarer Zuschuss in Form einer
Pauschale.

3. Die maximale Hoéhe der Zuwendung ermittelt sich nach dem zum 31. August des Vorjahres der
Antragstellung giltigen Schllssel des § 6 Absatz 3 des Sachsischen Fluchtlingsaufnahmegesetzes.

4. Zuwendungsfahig sind ausschlielSlich projektbezogene Personal- und Sachausgaben, die ohne das
Projekt nicht entstehen wirden.

5. Personalausgaben sind nur bis zur Héhe der vergleichbaren Vergltung nach dem Tarifvertrag fur
den 6ffentlichen Dienst (TV6D) zuwendungsfahig.
6. Personalausgaben werden nicht geférdert, sofern die Vergitung nicht nach den allgemein

geltenden Vorschriften der sozialen Betreuung im kommunalen Bereich erfolgt, die Stelle nicht
besetzt ist oder ein Vergltungsanspruch, wie insbesondere bei Krankheit, Elternzeit oder
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Mutterschutz, nicht besteht.
7. Die Férderung von Sachausgaben ist auf insgesamt 20 Prozent der bewilligten Mittel begrenzt.

8. Projekte kdnnen vorbehaltlich verfugbarer Verpflichtungsermachtigungen mit einer maximalen
Dauer von bis zu drei Jahren bewilligt werden.

VI.
Verfahren

1. Bewilligungsbehérde ist die Landesdirektion Sachsen.

Die Antrage auf Gewahrung einer Zuwendung sind durch die Zuwendungsempfanger bis zum
15. Oktober eines Vorjahres bei der Bewilligungsbehdrde einzureichen.

3. Gemal Nummer 1.3 Satz 1 und 2 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung darf mit dem Vorhaben zum 1. Januar eines Jahres begonnen werden, sobald
der Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung bei der Bewilligungsbehdérde eingegangen ist. Der
Antragsteller tragt das Risiko, die Zuwendung nicht, nicht in der beantragten H6he oder nicht zu
dem beantragten Zeitpunkt zu erhalten.

4. Ein Verwendungshachweis ist bis zum 30. Juni des Folgejahres der Bewilligungsbehdrde
vorzulegen. Er besteht aus einem zahlenmaRigen Nachweis mit einer tabellarischen Ubersicht
Uber die geférderten Vorhaben, der unter Verwendung der Vordrucke der Bewilligungsbehérde
aufzustellen ist, sowie einem zusammenfassenden Sachbericht.

5. Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fur den Nachweis und die
PriGfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheids und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung gelten die
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung, soweit nicht in dieser
Férderrichtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

6. Es qgilt das Regelauszahlungsverfahren nach Nummer 7.1 der Anlage 3 der Verwaltungsvorschrift
zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung (Verwaltungsvorschrift fir Zuwendungen des
Freistaates Sachsen an kommunale Kérperschaften - VVK).

VII.
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veroéffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die RL Soziale
Betreuung Fllchtlinge vom 8. Juli 2015 (SachsABI. S. 992), zuletzt enthalten in der
Verwaltungsvorschrift vom 16. November 2017 (SachsABI. SDr. S. S 422), aulRer Kraft.

Dresden, den 5. Juni 2018

Die Staatsministerin fur Gleichstellung und Integration
Petra Képping

Anderungsvorschriften

Richtlinie des Sachsischen Staatsministeriums fur Soziales und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt zur Anderung der RL Soziale Betreuung Fliichtlinge

vom 9. Juni 2023 (SéchsABI. S. 772)

Zuletzt enthalten in

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums fur Soziales und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt Uber die geltenden Verwaltungsvorschriften des
Staatsministeriums flr Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt

vom 30. November 2023 (SachsABI. SDr. S. S 306)

AuBer Kraft gesetzt

Verordnung des Sachsischen Staatsministeriums fur Soziales und Gesellschaftlichen
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Zusammenhalt zur kommunalen Integrationsarbeit fir Menschen mit
Migrationshintergrund

vom 29. August 2024 (SachsGVBI. S. 848)

http://web:3000 Fassung vom 30.06.2023 Seite 4 von 4



	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz, Geschäftsbereich Gleichstellung und Integration, zur Förderung der sozialen Betreuung von Flüchtlingen in kommunalen Unterbringungseinrichtungen  (RL Soziale Betreuung Flüchtlinge)
	I. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
	II. Gegenstand der Förderung
	III. Zuwendungsempfänger
	IV. Zuwendungsvoraussetzungen
	V. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
	VI. Verfahren
	VII. Inkrafttreten und Außerkrafttreten

	Änderungsvorschriften
	Zuletzt enthalten in
	Außer Kraft gesetzt

